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Übliche Bezeichnung der Rechtssache: 
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Eingangsdatum: 
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An den Präsidenten und die Mitglieder  

des Gerichtshofs der Europäischen Union 

SCHRIFTLICHE ERKLÄRUNGEN 

der Hellenischen Republik, gesetzlich vertreten durch Elli-Markella Mamouna 

und Nana Dafniou, Rechtsberaterinnen Erster Klasse des besonderen Juristischen 

Dienstes des Staates, Abteilung Recht der Europäischen Union, im 

Außenministerium, die Zustellungen von Dokumenten mittels des elektronischen 

Systems e-Curia entgegennehmen, 

in der 

Rechtssache C-299/17 (Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Berlin 

[Deutschland]) 

VG Media 

gegen 

Google Inc., 

die Ersuchen um Vorabentscheidung durch den Gerichtshof zur Auslegung 

bestimmter Vorschriften der Richtlinie 98/34/EG über ein Informationsverfahren 

auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften in der Fassung der 

Richtlinie 98/48/EG über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen 

und technischen Vorschriften zum Gegenstand hat. [Or. 2] 

 
* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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I.  SACHVERHALT UND AUSGANGSVERFAHREN 

1. VG Media, die deutsche Verleger vertritt, klagte vor dem deutschen Gericht 

gegen Google Inc., die Betreiberin der bekannten Suchmaschine zum Auffinden 

von „Google“-Internetseiten, und machte geltend, dass Letztere in der 

Vergangenheit Textausschnitte (Snippets) und Bilder aus den Inhalten der 

Mitglieder der Klägerin für ihre eigenen Dienste genutzt habe, ohne hierfür ein 

Entgelt zu entrichten. Darin liege ein Verstoß gegen das im deutschen 

Urheberrechtsgesetz vorgesehene Urheberrecht an digitalen Inhalten. 

2. Im Laufe des Ausgangsverfahrens kam die Frage auf, ob die entsprechenden 

deutschen Gesetzesvorschriften über das Urheberrecht eine technische Vorschrift 

betreffend Dienste im Sinne der Richtlinie 98/34/EG (in der Fassung der 

Richtlinie 98/48/EG) darstellten und somit der Kommission und den 

Mitgliedstaaten vor ihrem Erlass gemäß dem in der Richtlinie vorgesehenen 

Notifizierungsverfahren hätten mitgeteilt werden müssen. Diese Frage ist für die 

Entscheidung des Ausgangsverfahrens maßgeblich, da nach der Rechtsprechung 

des Gerichtshofs Regelungen, die unter Verstoß gegen diese Notifizierungspflicht 

zustande gekommen sind, dem Einzelnen nicht entgegengehalten werden dürfen.1 

3. Angesichts des vorstehend Ausgeführten hat das Landgericht Berlin mit 

Beschluss vom 8. Mai 2017 dem Gerichtshof nach Art. 267 AEUV die folgenden 

Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

II. VORLAGEFRAGEN 

1. Stellt eine nationale Regelung, die es ausschließlich gewerblichen 

Betreibern von Suchmaschinen und gewerblichen Anbietern von Diensten, 

die Inhalte aufbereiten, nicht aber sonstigen – auch gewerblichen – Nutzern 

verbietet, Presseerzeugnisse oder Teile hiervon (ausgenommen einzelne 

Wörter und [Or. 3] kleinste Textausschnitte) öffentlich zugänglich zu 

machen, nach Art. 1 Nrn. 2 und 5 der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein 

Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 

Vorschriften (in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998) eine Regelung dar, die nicht 

speziell auf die unter diesen Nummern definierten Dienste abzielt? 

Und, falls dies nicht der Fall ist, 

2. stellt eine nationale Regelung, die es ausschließlich gewerblichen 

Betreibern von Suchmaschinen und gewerblichen Anbietern von Diensten, 

die Inhalte aufbereiten, nicht aber sonstigen – auch gewerblichen – Nutzern 

 
1  Urteil des Gerichtshofs vom 30. April 1996, CIA Security International (C-194/94, 

EU:C:1996:172, Rn. 54). 
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verbietet, Presseerzeugnisse oder Teile hiervon (ausgenommen einzelne 

Wörter und kleinste Textausschnitte) öffentlich zugänglich zu machen, eine 

technische Vorschrift im Sinne des Art. 1 Nr. 11 der Richtlinie 98/34/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein 

Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 

Vorschriften (in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998), nämlich eine verbindliche 

Vorschrift dar, die die Erbringung eines Dienstes betrifft? 

III. RECHTLICHER RAHMEN 

Deutsches Recht 

4. Art. 87f Abs. 1 Urheberrechtsgesetz (UrhG) sieht vor: 

Der Hersteller eines Presseerzeugnisses (Presseverleger) hat das ausschließliche 

Recht, das Presseerzeugnis oder Teile hiervon zu gewerblichen Zwecken öffentlich 

zugänglich zu machen, es sei denn, es handelt sich um einzelne Wörter oder 

kleinste Textausschnitte. Ist das Presseerzeugnis in einem Unternehmen 

hergestellt worden, so gilt der Inhaber des Unternehmens als Hersteller. [Or. 4] 

5. Art. 87g Abs. 4 UrhG sieht vor: 

Zulässig ist die öffentliche Zugänglichmachung von Presseerzeugnissen oder 

Teilen hiervon, soweit sie nicht durch gewerbliche Anbieter von Suchmaschinen 

oder gewerbliche Anbieter von Diensten erfolgt, die Inhalte entsprechend 

aufbereiten. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Teils 1 Abschnitt 6 

entsprechend. 

Unionsrecht 

6. Die Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 

technischen Vorschriften in der Fassung der Richtlinie 98/48/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 19982 (im Folgenden: 

Richtlinie) und insbesondere deren Art. 1 Nrn. 2, 5 und 11 sehen Folgendes vor:  

Artikel 1 

 
2  Die Richtlinie 98/48/EG hat den Anwendungsbereich der Richtlinie 98/34/EG durch die 

Aufnahme von Vorschriften über die Dienste der Informationsgesellschaft in das 

Informationsverfahren erweitert (kodifizierter Text: Richtlinie 2015/1535/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem 

Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der 

Informationsgesellschaft). 
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Für diese Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

… 

2.  „Dienst“: eine Dienstleistung der Informationsgesellschaft, d. h. jede in der 

Regel gegen Entgelt elektronisch im Fernabsatz und auf individuellen Abruf eines 

Empfängers erbrachte Dienstleistung. 

Im Sinne dieser Definition bezeichnet der Ausdruck 

– „im Fernabsatz erbrachte Dienstleistung“ eine Dienstleistung, die 

ohne gleichzeitige physische Anwesenheit der Vertragsparteien 

erbracht wird; 

–  „elektronisch erbrachte Dienstleistung“ eine Dienstleistung, die 

mittels Geräten für die elektronische Verarbeitung (einschließlich 

digitaler Kompression) und [Or. 5] Speicherung von Daten am 

Ausgangspunkt gesendet und am Endpunkt empfangen wird und die 

vollständig über Draht, über Funk, auf optischem oder anderem 

elektromagnetischem Wege gesendet, weitergeleitet und empfangen 

wird; 

– „auf individuellen Abruf eines Empfängers erbrachte Dienstleistung“ 

eine Dienstleistung, die durch die Übertragung von Daten auf 

individuelle Anforderung erbracht wird. 

Eine Beispielliste der nicht unter diese Definition fallenden Dienste findet sich in 

Anhang V. 

… 

5. „Vorschrift betreffend Dienste“: eine allgemein gehaltene Vorschrift über 

den Zugang zu den Aktivitäten der unter Nummer 2 genannten Dienste und über 

deren Betreibung, insbesondere Bestimmungen über den Erbringer von Diensten, 

die Dienste und den Empfänger von Diensten, unter Ausschluss von Regelungen, 

die nicht speziell auf die unter dieser Nummer definierten Dienste abzielen. 

… 

Im Sinne dieser Definition 

– gilt eine Vorschrift als speziell auf Dienste der 

Informationsgesellschaft abzielend, wenn sie nach ihrer Begründung 

und ihrem Wortlaut insgesamt oder in Form einzelner Bestimmungen 

ausdrücklich und gezielt auf die Regelung dieser Dienste abstellt; 

– ist eine Vorschrift nicht als speziell auf die Dienste der 

Informationsgesellschaft abzielend zu betrachten, wenn sie sich 
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lediglich indirekt oder im Sinne eines Nebeneffekts auf diese Dienste 

auswirkt. 

… 

11. „Technische Vorschrift“: Technische Spezifikationen oder sonstige 

Vorschriften oder Vorschriften betreffend Dienste, einschließlich der 

einschlägigen Verwaltungsvorschriften, deren Beachtung rechtlich oder de facto 

für das Inverkehrbringen, die Erbringung des Dienstes, die Niederlassung eines 

Erbringers von Diensten oder die Verwendung in einem Mitgliedstaat oder in 

einem großen Teil dieses Staates verbindlich ist, sowie – vorbehaltlich der in 

Artikel 10 genannten Bestimmungen – die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

der Mitgliedstaaten, mit denen Herstellung, Einfuhr, Inverkehrbringen oder 

Verwendung eines Erzeugnisses oder [Or. 6] Erbringung oder Nutzung eines 

Dienstes oder die Niederlassung als Erbringer von Diensten verboten werden. 

IV. RECHLICHE WÜRDIGUNG 

A. Zur Natur des Urheberrechts 

7. Grundlegendes Prinzip des Urheberrechts ist der Grundsatz des formlosen 

Schutzes. Das Urheberrecht als Rechtsposition wird dessen Schöpfer von der 

Rechtsordnung nur verliehen, soweit dieser ein Werk, d. h. eine originäre geistige 

Schöpfung auf den Gebieten des Wortes, der Kunst oder der Wissenschaft, 

hervorbringt, die in irgendeiner Form zum Ausdruck gebracht wird. Die 

Begründung des Urheberrechts erfolgt ohne weiteres förmliches Verfahren und 

ohne die Anknüpfung an eine Voraussetzung. 

8. In Art. 5 Abs. 2 des Berner Übereinkommens heißt es nämlich: „Der Genuss 

und die Ausübung dieser Rechte sind nicht an die Erfüllung irgendwelcher 

Förmlichkeiten gebunden“. Dieses grundlegende Prinzip wird auch in Art. 3 des 

WIPO (Weltorganisation für geistiges Eigentum)-Urheberrechtsvertrags sowie in 

Art. 9 des internationalen TRIPS-Übereinkommens, d. h. des Übereinkommens 

über die handelsbezogenen Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums der 

Welthandelsorganisation, wiederholt. 

9. Das vorgenannte grundlegende Prinzip wäre mit irgendeiner Beschränkung, 

aufgrund deren eine Verpflichtung zu einer vorab gegenüber der Kommission 

durchzuführenden Notifizierung der Rechtsvorschriften über das Urheberrecht 

und verwandte Schutzrechte auferlegt würde, bevor die Berechtigten ihre 

entsprechenden Rechte ausüben und schützen könnten, nicht vereinbar. Diese 

Notifizierung würde der Statuierung eines förmlichen Verfahrens vor der 

faktischen Ausübung des Rechts gleichkommen, da ihr Ausbleiben zur Folge 

hätte, dass die Berechtigten keinen gesetzlichen Schutz ihrer Rechte beanspruchen 

könnten. [Or. 7] 
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10. In diesem Zusammenhang soll darauf hingewiesen werden, dass das 

Urheberrecht absolut und ausschließlich ist: absolut in dem Sinne, dass das 

Urheberrecht gegenüber jedermann gilt und dem Urheber das Recht gibt, jeden 

Angriff Dritter auf sein Werk abzuwehren; ausschließlich in dem Sinne, dass es 

impliziert, dass der Urheber das unmittelbare und ausschließliche Recht an dem 

Werk hat und nur er allein dessen Nutzung gestatten oder untersagen kann. 

11. In der Möglichkeit zur Erteilung der Genehmigung seitens des Inhabers des 

Urheberrechts oder eines verwandten Rechts zu irgendeiner Art der Nutzung des 

Werkes oder seines geschützten Beitrags manifestiert sich im Wesentlichen seine 

Macht, zu „gestatten oder untersagen“, die den Kern des ausschließlichen und 

absoluten Rechts bildet. Folglich würde der absolute und ausschließliche 

Charakter dieses Rechts praktisch zunichte gemacht, wenn nach der Richtlinie die 

Möglichkeit der Ausübung dieses Recht von einer vorherigen Notifizierung 

jeglicher das Urheberrecht betreffenden Rechtsvorschrift gegenüber der 

Europäischen Kommission abhängig gemacht würde. 

12. Wenn vor Inkrafttreten jeder Vorschrift zum gesetzlichen Schutz des 

Urheberrechts und damit verwandter Schutzrechte ein zusätzliches Vorstadium 

der Notifizierung gegenüber der Europäischen Kommission hinzukäme, würde 

dies zu einer sachlich nicht gerechtfertigten Verzögerung der Möglichkeit führen, 

einen gerichtlichen oder außergerichtlichen Schutz dieser Rechte zu erlangen. 

Dabei gestaltet diese Verzögerung gegebenenfalls einen effektiven Schutz dieser 

Rechte als noch schwieriger. In den Rechtsakten, die den Besitzstand der 

Europäischen Union auf dem Gebiet des geistigen Eigentums bilden, wird an 

vielen Stellen auf die Notwendigkeit hingewiesen, einen effektiven Schutz des 

geistigen Eigentums zu gewährleisten (vgl. insbesondere Art. 8 der Richtlinie 

2001/29/EG zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der 

verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft sowie Art. 8 der 

Richtlinie 2004/48/EG zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums, in 

denen ausdrücklich ein Auskunftsrecht des Rechtsinhabers vorgesehen ist). Um 

die vorstehenden Vorgaben zu verwirklichen, muss der Rechtsinhaber in der Lage 

sein, [Or. 8] eine Beschaffung der Daten zu verlangen, die den mutmaßlichen 

Angriff auf seine Rechte unmittelbar betreffen, und den Schutz dieser Rechte zu 

fordern, ohne irgendeine Notifizierung jeder Regelung, die die rechtliche 

Grundlage seiner Ansprüche bildete, abwarten zu müssen. 

13. Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass jegliche Verpflichtung eines 

Mitgliedstaats, nationale Regelungen, die die Möglichkeit der Ausübung des 

Urheberrechts betreffen, der Europäischen Kommission vorher zu notifizieren, 

dem Kern des Rechts am geistigen Eigentum zuwiderläuft. Dessen absoluter und 

ausschließlicher Charakter würde hierdurch zunichte gemacht, der effektive 

Schutz des Rechts würde behindert und von der Durchführung eines nutzlosen 

Verfahrens abhängig gemacht. 
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 B. Verhältnis zwischen dem Urheberrecht und der Richtlinie 

14. Dem Urheberrecht und damit verwandten Schutzrechten wird durch eine 

Reihe internationaler Übereinkünfte, denen sämtliche Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union beigetreten sind, zur Geltung verholfen. Nach Art. 10 Abs. 1 

der Richtlinie gelten deren Art. 8 und 9 nicht für Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten oder für freiwillige Vereinbarungen, 

durch die die Mitgliedstaaten u. a. Verpflichtungen aus einem internationalen 

Übereinkommen erfüllen, wodurch gemeinsame technische Spezifikationen oder 

Vorschriften betreffend Dienste in der Union in Kraft gesetzt werden. 

15. Der Zweck der in Rede stehenden Richtlinie liegt offenbar nach ihrem 

siebten Erwägungsgrund in der Information der Unternehmen über die 

technischen Vorschriften, die gegebenenfalls für bestimmte Dienste Anwendung 

finden (vgl. im Einzelnen: „Durch den Binnenmarkt soll den Unternehmen ein 

besseres Umfeld für die Wettbewerbsfähigkeit gewährleistet werden; eine bessere 

Nutzung der Vorteile dieses Marktes durch die Unternehmen erfordert 

insbesondere eine verstärkte Information. Deshalb ist es notwendig, dass den 

Wirtschaftsteilnehmern [Or. 9] durch die regelmäßige Veröffentlichung der Titel 

der notifizierten Entwürfe sowie durch die Bestimmungen über die Vertraulichkeit 

dieser Entwürfe die Möglichkeit gegeben wird, zu den geplanten technischen 

Vorschriften anderer Mitgliedstaaten Stellung zu nehmen.“). 

16. Die Auferlegung der rechtlichen Verpflichtung zur Achtung des 

Urheberrechts, die sowohl aus internationalen Übereinkünften (siehe oben Nr. 8) 

als auch aus dem Besitzstand der Union3 folgt, kann in diesem Sinne nicht als 

technische Vorschrift angesehen werden, die einer besonderen nationalen 

gesetzlichen Regelung entspringt und den Unternehmen allenfalls aufgrund der 

geforderten informierenden Notifizierung gegenüber der Europäischen Union 

bekannt sein könnte. Denn sämtliche Mitgliedstaaten haben nach den Vorgaben 

des Unionsrechts und der internationalen Verträge ähnliche Regelungen getroffen. 

17. Aus dem Vorstehenden ergibt sich zudem, dass eine Auslegung der 

urheberrechtlichen Regelungen als auf Informationsdienste abzielende technische 

Vorschriften den Anwendungsbereich der Richtlinie in unzulässiger Weise 

erweitern würde. Bei einer solchen Auslegung könnten sogar die Regeln der guten 

Sitten, die von den oben genannten Verlagen eingehalten werden, als Vorschriften 

betreffend diese Dienste angesehen werden. Nachdem offensichtlich ist, dass nach 

dem Willen des Unionsgesetzgebers „Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie 

solche mengenmäßiger Beschränkungen“ im Binnenmarkt geregelt werden sollen 

(zweiter Erwägungsgrund der Richtlinie), ist eine derart weite Auslegung nicht 

anzunehmen. 

 
3  vgl. im Einzelnen: http://ec.europa.eu/digital-single-market/en/eu-copyright-legislation 
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C. Die streitgegenständliche deutsche Regelung und die Vorlagefragen 

18. Mit der ersten Vorlagefrage stellt das nationale Gericht im Wesentlichen 

die Frage, ob die streitgegenständliche deutsche Regelung eine Regelung darstellt, 

die nicht speziell auf die unter Art. 1 Nr. 2 der Richtlinie definierten Dienste 

abstellt und somit von ihrem Anwendungsbereich ausgenommen ist. Die 

Hellenische Republik ist dieser Auffassung, und zwar aus den folgenden Gründen: 

[Or. 10] 

19. Zunächst muss nach Art. 1 Nr. 5 der Richtlinie eine nationale Maßnahme 

kumulativ folgende drei grundlegende Voraussetzungen erfüllen, um eine 

„Vorschrift betreffend Dienste“ darzustellen: 

a)  Es muss sich um eine allgemein gehaltene Vorschrift,  

b)  über den Zugang zu den Aktivitäten der in Art. 1 Nr. 2 genannten Dienste 

und über deren Betreibung, insbesondere Bestimmungen über den Erbringer von 

Diensten, die Dienste und den Empfänger von Diensten handeln,  

c)  die speziell auf die unter dieser Nummer definierten Dienste abzielt. 

20. Zur Voraussetzung c) wird in diesem Artikel selbst klargestellt, dass: 

a)  eine Vorschrift als speziell auf Dienste der Informationsgesellschaft 

abzielend gilt, wenn sie nach ihrer Begründung und ihrem Wortlaut insgesamt 

oder in Form einzelner Bestimmungen ausdrücklich und gezielt auf die Regelung 

dieser Dienste abstellt; 

b)  eine Vorschrift nicht als speziell auf die Dienste der 

Informationsgesellschaft abzielend zu betrachten ist, wenn sie sich lediglich 

indirekt oder im Sinne eines Nebeneffekts auf diese Dienste auswirkt. 

21. Im vorliegenden Fall kann nach Auffassung der Hellenischen Republik die 

streitgegenständliche nationale Regelung nicht als speziell auf die Dienste der 

Informationsgesellschaft abzielend angesehen werden. Zweck und Gegenstand der 

Regelung bestehen nämlich darin, Presseverlegern ein konkretes 

Leistungsschutzrecht zu gewähren (nämlich das Recht zur Veröffentlichung des 

Presseerzeugnisses), dessen Ausübung im Einzelnen ausgestaltet wird, und nicht 

in der klaren und effektiven Regelung eines Dienstes der Informationsgesellschaft. 

22.  Zur Untermauerung des Vorstehenden sei noch der Standpunkt der 

Kommission angeführt, wie er sich aus dem Leitfaden zum Informationsverfahren 

auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften 

für die Dienste der Informationsgesellschaft4 ergibt. [Or. 11] 

 
4  http://europa.eu.int/comm/enterprise/tris/ 
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23. Nach Auffassung der Kommission ist es „ausgesprochen wichtig 

hervorzuheben, dass „[d]ie Pflicht zur vorherigen Notifizierung … nicht für alle 

Entwürfe nationaler Vorschriften [gilt], die sich direkt oder indirekt, explizit oder 

implizit auf Dienste der Informationsgesellschaft beziehen. Lediglich eine 

begrenzte Anzahl und eine ganz bestimmte Kategorie nationaler 

Regelungsentwürfe müssen nach der Richtlinie vorab notifiziert werden, nämlich 

diejenigen Regelungen, die speziell auf Dienste der Informationsgesellschaft 

abzielen. Alle anderen Vorschriften, die Dienste berühren, sind nicht 

notifizierungspflichtig. 

… 

Aus den vorstehenden Ausführungen ist zu folgern, dass die Richtlinie der 

Notifizierungspflicht diejenigen Gesetzentwürfe unterstellt, die ihrer Begründung, 

ihrem Inhalt und ihrer Zielsetzung nach insgesamt oder in bestimmten Teilen 

direkt und ausdrücklich auf die Reglementierung der Dienste der 

Informationsgesellschaft abstellen, d. h. wenn die Bestimmungen einer nationalen 

Regelung gezielt und ausdrücklich mit der Begründung und nach Maßgabe der 

Tatsache verfasst werden, dass [die Aktivität/]der Dienst ‚elektronisch im 

Fernabsatz und auf individuellen Abruf eines Empfängers‘ erbracht wird.“ 

24. Im vorliegenden Fall liegen nach Auffassung der Hellenischen Republik die 

oben aufgeführten Voraussetzungen für eine Notifizierungspflicht nicht vor. Denn 

das in Art. 87f des Urheberrechtsgesetzes (UrhG) gewährte Leistungsschutzrecht 

ist als Urheberrecht absolut, ausschließlich und gilt gegenüber jedermann. 

Art. 87g Abs. 4 UrhG sieht dann gewisse Beschränkungen für die Ausübung 

dieses Rechts vor: „Zulässig ist die öffentliche Zugänglichmachung von 

Presseerzeugnissen oder Teilen hiervon, …“ und untersagt eine 

Zugänglichmachung durch gewerbliche Anbieter von Suchmaschinen oder 

gewerbliche Anbieter von Diensten, die Inhalte entsprechend aufbereiten. Wie 

also bereits erwähnt, wird hierdurch das Urheberrecht geregelt und nicht der 

streitgegenständliche Dienst als solcher. 

25. Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass auf die erste Vorlagefrage zu 

antworten ist, dass die streitgegenständliche Regelung ein Urheberrecht vorsieht 

und regelt und nicht speziell auf die in Art. 1 Nr. 2 der Richtlinie definierten 

Dienste [Or.12] abzielt. Somit erübrigt sich eine Antwort auf die zweite 

Vorlagefrage. 

26. Sollte der Gerichtshof jedoch anders entscheiden, würde die Hellenische 

Republik im Hinblick auf die oben angeführten Gefahren einer solchen Auslegung 

für die Ausübung und den Schutz des Urheberrecht [und verwandter Schutzrechte] 

sowie im Hinblick auf die Tatsache, dass die Kommission als Hüterin der 

Verträge bislang noch nie in einem ähnlichen Fall ein 

Vertragsverletzungsverfahren gegen die Mitgliedstaaten eingeleitet hat, 

beantragen, die Wirkungen einer solchen Entscheidung zeitlich zu beschränken. 
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V. ERGEBNIS 

27. Unter Berücksichtigung des Vorstehenden ist die Hellenische Republik der 

Auffassung, dass die streitgegenständliche nationale deutsche Regelung nicht 

speziell auf die in Art. 1 Nr. 2 der Richtlinie definierten Dienste abzielt, folglich 

keine technische Vorschrift im Sinne von Art. 1 Nr. 11 darstellt und daher nicht in 

den Geltungsbereich der Richtlinie fällt. 

28. Falls der Gerichtshof anders entscheiden sollte, beantragt die Hellenische 

Republik, die Wirkungen einer solchen Entscheidung zeitlich zu beschränken. 

Athen, den 16. Oktober 2017 

Die Bevollmächtigten der Hellenischen Republik 

Elli-Markella Mamouna   Nana Dafniou 

Juristische Berater Erster Klasse 

des besonderen Juristischen Dienstes, Abteilung des Rechts der Europäischen 

Union, im Außenministerium 

 




